
Zehntausende Lehrlinge haben 
kürzlich für die Schlussprüfung 
des Allgemeinbildungsunter-
richts (ABU) gebüffelt. Damit 
Köche nicht nur das Kochen und 
Schreiner das Schreinern ler-
nen, ergänzt der ABU den 
berufsspezifischen Unterricht. 
Neben Politik gehört dazu auch 
Wissen zu Wirtschaft, Recht, 
Sprache und Umwelt.

Den Lehrlingen könnte es 
schon bald erspart bleiben, die-
ses Wissen an einer Prüfung  
zu beweisen. Zumindest, wenn 
es nach dem Bund ginge. Im 
Rahmen einer Revision will  
Guy Parmelins (64) Bildungs-
departement die Allgemeinbil-
dung in der Berufsbildung stär-
ken. Im gleichen Zuge sieht er 
vor, die Abschlussprüfung des 
ABU zu streichen. Stattdessen 
sollen die Vornoten und die 
Abschlussarbeit stärker gewich-
tet werden.

Nur: Mit diesen Plänen läuft 
er bei den Parteien auf. Das zei-
gen die Stellungnahmen zur 
öffentlichen Vernehmlassungs-
vorlage, die am Montag abge-
laufen ist. Lehrlinge sollen auch 
in Zukunft nicht um die Ab-
schlussprüfung herumkommen.

Die Mitte-Partei moniert 
etwa, dass Lehrlinge ihre Kom-
petenzen im Bereich Allgemein-
bildung nur mit einer Abschluss-
prüfung nachweisen könnten. 
Da die Revision die Allgemein-
bildung eigentlich stärken 
möchte, scheint das Angestreb-

te tatsächlich nicht besonders 
zielführend.

Die SP schlägt einen ähnli-
chen Ton an: Für das Streichen 
der Schlussprüfung fehle die 
Begründung vonseiten des Bun-
des. Weiter sorgt sie sich um die 
Fairness bei der Bewertung. Für 
die Korrektur der Abschlussar-
beiten wären nämlich neu nur 
noch zwei Lehrpersonen zustän-
dig. Das würde die «persönliche 
Abhängigkeit» der Lernenden 
verstärken – die SP denkt wohl 
unter anderem an feindselige 
Schüler-Lehrer Beziehungen.

Auch von der bürgerlichen 
Seite erhält der Bund keine Rü-
ckendeckung. Die FDP hat sich 
kürzlich mit einem Positionspa-
pier als Bildungspartei positio-
niert. Darin prangert die Partei 
die «teure Gleichmacherei» der 
integrativen Schule an. Nur fol-
gerichtig, dass der Freisinn 

auch jetzt um eine gesunde 
Wettbewerbskultur bangt. Die 
ABU-Prüfung ermögliche einen 
einheitlichen Leistungsver-
gleich und würde die Arbeits-
disziplin der Lehrlinge fördern.

Die SVP hat zwar keine eige-
ne Vernehmlassungsantwort 
formuliert. Allerdings bezeich-
net SVP-Nationalrätin Nina Fehr 
Düsel (43) die Abschaffung in 
einer eingereichten Frage als 
«nicht sinnvoll». Sie befürchtet, 
dass die Qualität der Berufsbil-
dung leiden wird.

Lediglich bei den Grünen 
stösst die Gesetzesänderung auf 
offene Ohren. Eine solche Prü-
fung sei nur eine Momentauf-
nahme und würde der geleiste-
ten Arbeit der Lernenden nicht 
gerecht. Eine Abschlussarbeit 
würde hingegen die Reflexions-
fähigkeit und kritisches Denken 
fördern.

Aber auch den Grünen 
scheint der neue Stand der Ab-
schlussarbeit dann doch nicht 
ganz geheuer. Sie solle nicht wie 
vorgesehen die Hälfte der End-
note ausmachen, sondern nur 
ein Drittel, schlagen sie vor. Die 
Vornoten sollen dafür zwei Drit-
tel ausmachen.

Mehrheiten scheint die Ab-
schaffung also keine zu finden. 
Die Lehrlinge dürften auch wei-
terhin nicht ums Büffeln herum-
kommen und beim Bund muss 
man bei der Vorlage wohl selbst 
nochmals über die Bücher. 
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Schweizer unter 100 
wertvollsten Firmen
Zürich – Technologieunterneh-
men führen unangefochten die 
Rangliste der am höchsten be-
werteten Börsenunternehmen 
der Welt an. Laut einer am 
Dienstag publizierten EY-Analy-
se sind das Microsoft, gefolgt 
von Apple und der Chipherstel-
ler Nvidia. Insgesamt erreicht 
der Börsenwert der 100 teuers-
ten Unternehmen mit 42,3 Bil
lionen US-Dollar einen neuen 
Höchststand. Mit Nestlé, Roche 
und Novartis schaffen es auch 
drei Schweizer Konzerne in die 
Rangliste.

Neues Halbtax Plus 
kommt bei Pendlern an
Bern – Das neue Abo-Modell 
Halbtax Plus stösst bei Reisen-
den im öffentlichen Verkehr  
auf «reges Interesse». Seit der 
Einführung Mitte Dezember 
2023 wurden bis Mitte Juni über 
100 000 Guthabenpakete ver-
kauft, so Alliance Swisspass. 
Und so funktioniert es: Wer bei-
spielsweise ein Halbtax Plus 
1000 löst, zahlt 800 Franken 
ein und erhält einen Bonus  
von 200 Franken. Das Gesamt-
guthaben beträgt 1000 Franken.

Techkonzern Bosch 
bringt KI ins E-Bike
Frankfurt a. M. (D) – Auf der Velo-
messe Eurobike in Frankfurt stellt 
der Technikkonzern Bosch seine 
KI-Lösung «Range Control» vor, 
die die Planung von Touren mit 
dem E-Bike erleichtert. Die Navi-
gationssoftware errechnet dabei, 
mit welchem Akkustand man am 
Ziel ankommen wird. Die Fahrer 
können zu Beginn der Tour aber 
auch festlegen, mit welchem mi-
nimalen Akkustand sie am Ziel 
ankommen wollen.

Initiative gegen Atom-
waffen angekündigt
Bern – Der Bundesrat will den 
Vertrag für ein umfassendes 
Atomwaffenverbot nicht unter-
zeichnen. Nun will eine Allianz 
die Regierung per Volksinitiative 
zur Teilnahme zwingen. Die  
Allianz hat gestern ihre Volks
initiative für den Beitritt der 
Schweiz zum Atomwaffenver-
botsvertrag lanciert. Die Uno-
Vereinbarung hat zum Ziel, 
Atomwaffen weltweit zu ächten 
und deren vollständige Ab-
schaffung zu erreichen. Am 
meisten Sprengköpfe unterhält 
Russland mit 4380, gefolgt von 
den USA mit 3708. Auf dem 
dritten Platz folgen die 500 
Sprengköpfe Chinas.
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US-Zeitung erhebt schwere Vorwürfe

Abschaffung von ABU-Schlussprüfung stösst auf Widerstand

Das World Economic Forum 
(WEF) steht im Zentrum einer 
grossen Recherche des «Wall 
Street Journal». Dabei geht es 
um sexuelle Belästigung, sexis
tische und rassistische Benach
teiligung und Altersdiskriminie-
rung. Im Bericht ist von einem 
«toxischen Arbeitsklima» die 
Rede. Ausgerechnet beim WEF, 
das sich seit Jahren Gleich
stellungsthemen auf die Fahne 
geschrieben hat.

Im Zentrum der Vorwürfe 
stehen Klaus Schwab (86) und 
sein Management-Team. Das 
WEF soll «eine frauen- und 
schwarzenfeindliche Atmosphä-
re» am Arbeitsplatz zugelassen 
haben. Das WEF beschäftigt 
weltweit 850 Mitarbeitende, die 
meisten am Hauptsitz in Colo
gny GE. Es stehen aber auch Vor-
fälle am Jahrestreffen des WEF 
in Davos GR im Raum.

So berichten zwei Zeuginnen, 
dass sie vor Jahren in Davos von 
VIP-Gästen belästigt worden sei-
en. Weitere Mitarbeiterinnen er-
heben Vorwürfe gegen teils noch 
heute beim WEF tätige leitende 
Mitarbeiter. Diese sollen sie se-
xuell belästigt haben.

Damit nicht genug: Weisse 
WEF-Manager sollen schwarze 
Arbeitskollegen rassistisch be-
leidigt haben – sie sollen das  
«N-Wort» benutzt haben. Weiter 
seien Schwarze bei Beförderun-
gen übergangen worden. Oder 
hätten nicht in Davos arbeiten 
können. Zudem soll Klaus 
Schwab persönlich einen Perso-
nalchef angewiesen haben, eine 
Gruppe von über 50-Jährigen  
zu feuern. Nachdem Letzterer 
Bedenken zu den Entlassungen 
geäussert hatte, musste der 

Manager laut dem «Wall Street 
Journal» selbst gehen.

Basis der Vorwürfe im Artikel 
sind interne Beschwerden, Mails 
sowie Dutzende Gespräche mit 
WEF-Mitarbeitenden, wie es 
heisst. Mehrfach haben sich 
auch Schwangere geäussert. Sie 
seien entweder entlassen wor-
den oder hätten einen Karriere-
knick erlebt. Und zwar nachdem 
sie schwanger geworden waren 
oder aus dem Mutterschaftsur-
laub zurückgekehrt waren.

Das WEF wehrt sich. «Unsere 
Organisation, Kultur und Kolle-
gen, einschliesslich des Grün-
ders, werden falsch dargestellt», 
heisst es. Die Organisation wi-
derspricht den Darstellungen. 
Es betont, dass das WEF keiner-
lei Toleranz gegenüber Belästi-
gung oder Diskriminierung tole-
riere. Und auf alle Beschwerden 
stets angemessen reagiert habe. 
Drei Fälle von Rassendiskrimi-
nierung seien seit 2020 gemel-
det worden. Man habe diese un-
tersucht und Massnahmen er-
griffen.

Zu Blick sagt Sprecher Yann 
Zopf: «Es ist entsetzlich, dass das 
Journal wissentlich solch nach-
weislich falsche Behauptungen 
veröffentlicht, um unsere Orga-
nisation, Kultur und Kollegen, 
einschliesslich unseres Grün-
ders, falsch darzustellen.» Die 
Organisation droht mit juristi-
schen Mitteln. «Wir werden den 
Ruf unserer Organisation schüt-
zen und gegen alle Versuche vor-
gehen, die darauf abzielen, dem 
Forum und seinen Menschen zu 
schaden», heisst es vom WEF.

1971 gründete Klaus Schwab 
das Weltwirtschaftsforum. Über 
50 Jahre lang war er das Gesicht 
des Weltwirtschaftsforums in 
Davos. Nun tritt der Gründer des 
Wirtschaftstreffens in den Bünd-
ner Bergen kürzer. Und leitet da-
mit seine Nachfolge ein. Schwab 
gibt seinen Posten als geschäfts-
führender Vorsitzender auf, wie 
das WEF kürzlich bekannt gege-
ben hat. Schwab bleibt dem WEF 
aber erhalten und wird per Janu-
ar 2025 Vorsitzender des Stif-
tungsrats. � PATRIK BERGER

Sexuelle Belästigung Sexuelle Belästigung 
und Rassismus am WEFund Rassismus am WEF

Allgemeinbildung soll für 
Berufsleute wichtig bleiben

Der frühere FDP-Präsident Franz Steinegger hat Unwetter-Krisenstäbe geleitet und fordert Umdenken

wandel auch nicht aufhalten. 
Wir müssen uns daher überle-
gen, wie wir das Berggebiet si-
cherer machen können. Wenn 
das Klima zu mehr Regen und 
Abflüssen führt, müssen wir uns 
wehren.
Und wie?
Wir müssen nicht unsere Täler 
räumen, sondern in Schutz-
massnahmen investieren. Der 
Kanton Uri hat mithilfe des Bun-
des in den letzten Jahrzehnten 
rund 250 Millionen Franken in 
Schutzmassnahmen investiert. 
Es braucht eine Risikoabschät-
zung, wo welche Gefahren be-
stehen und wie oft sie eintreffen 
könnten. Dort muss man gezielt 
ansetzen. Es rächt sich, wenn 
man nichts macht – auch wenn 
es einen absoluten Schutz nie 
geben wird. Mit einem gewissen 
Restrisiko müssen wir leben.

«Wegen Klimawandel müssen wir«Wegen Klimawandel müssen wir
Berggebiete sicherer machen»Berggebiete sicherer machen»

Es gibt eine Warn-App des Bun-
des, die man aber selber aufs 
Handy laden muss. Braucht es 
nicht ein Warnsystem, das auto-
matisch auf allen Handys im be-
troffenen Gebiet Alarm schlägt?
Eine solche Warnung ist gut, 
aber das reicht nicht. Wenn die 
Leute nicht wissen, wie sie sich 
verhalten müssen und wo sie 
sich in Sicherheit bringen kön-
nen, nützt auch eine Warn-App 
nichts. Es braucht in jedem Dorf 
eine lokale Organisation, die 
dafür zuständig ist – das können 
auch nur zwei, drei Leute sein. 
Von der Feuerwehr beispiels-
weise oder vom Zivilschutz. 
Dass diese immer stärker zen
tralisiert werden, ist ein Fehler. 
Bei solchen Ereignissen funk
tioniert eine zentralisierte 
Feuerwehr überhaupt nicht, es 
braucht Manpower vor Ort.

Persönlich
Franz Steinegger (81) war von 1989 bis 2001 Präsident der FDP 
und gilt als einer der einflussreichsten Politiker seiner Zeit. Bevor 
er in den Nationalrat gewählt worden war, politisierte er in seinem 
Heimatkanton Uri, wobei er in 
seiner Rolle als Krisenstab-Chef 
auch über die Kantonsgrenzen 
hinweg Aufmerksamkeit erlang-
te. Fast wäre Steinegger auch 
Bundesrat geworden. Dass er es 
nicht wurde, lag auch daran, 
dass er mit seiner Partnerin im 
Konkubinat lebte.

1971 gründete Klaus Schwab
das Weltwirtschaftsforum.

Berufschüler müssen weiterhin
Allgemeinbildung büffeln.

Franz Steinegger will 
gefährdete Bergtäler 

nicht aufgeben.

Franz Steinegger wurde auch 
als Krisenstab-Chef bekannt. 




